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Antrag I-06

Jusos Bezirk Hannover

Empfehlung der Antragskommission

Annahme

Jin, Jiyan, Azadi! Solidarität mit den Protesten im Iran! Kampf demMullah-Regime!
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„Das ist der Beginn einer Revolution“ 

Am 16. September 2022 starb Jina (Mahsa) Amini

in einem Teheraner Krankenhaus. Drei Tage zuvor

war sie von der Gat-e erd, der sogenannten “Sit-

tenpolizei”, festgenommenworden, weil sie den Hi-

dschab angeblich nicht vorschriftsgemäß trug. Au-

genzeug*innen beobachteten, wie die “Sittenpoli-

zei” Amini schlug. Die 22-Jährige überlebte diese

Festnahme nicht. Amini war eine von unzähligen

FINTA, die von der Gat-e erd wegen ihrer Kleidung

verhaftet, schikaniert und unterdrückt werden. Ge-

rade deshalb wurde sie in kürzester Zeit zu einem

Symbol: Seit ihrem Tod rollt eine Protestwelle durch

den Iran. Tausende gehen auf die Straße, vor allem

am Abend oder in der Nacht und demonstrieren

gegen ein korruptes und patriarchales Regime. Ob-

wohl diese Proteste im Ausland - auch in Deutsch-

land - immer weniger Aufmerksamkeit finden, geht

der Kampf der Iraner*innen für ihre Freiheit weiter.

Um diesen Kampf zu gewinnen, brauchen sie mehr

als nur unsere symbolische Solidarität. Das iranische

Regime nutzt die geringe internationale Aufmerk-

samkeit, um besonders brutal gegen jede Opposi-

tion vorzugehen. Von der Bundesregierung erwar-

tenwir, dass sie ihren Ankündigungen der feministi-

schenAußenpolitik jetztTaten folgen lässt! Auch ein

Jahr nach dem Tod von Jina (Mahsa) Amini dürfen

wir die feministische Revolution im Iran nicht ver-

gessen! 

Wir fordern deshalb:

• das Ende der Gewalt gegen die Demons-

trant*innen und Oppositionelle im Iran. 

• umfassende Sanktionen gegen den Unterdrü-

ckungsapparat des iranischen Regimes und

diejenigen, die davon profitieren. Die bisheri-

gen EU-Maßnahmen, die unter anderem ge-

gen die Gat-e erd (“Sittenpolizei”) sowie die

Basidsch-Milizen gerichtet sind, sind ein rich-

tige Schritte. Die Liste der sanktionierten Per-

sonen und Organisationen muss jedoch deut-

lich ausgeweitet werden. So müssen auch die

Revolutionsgarde, die mit ihnen verbundenen

UnternehmenundVermögenswerte sowiedie

oberstenMachthaber im Iran in den Fokus der
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Sanktionen rücken. Denn bei aller Unterdrü-

ckung undArmut im Iran, die Angehörigen der

Elite und ihre Angehörigen genießen nachwie

vor Freiheiten, die sie anderen verwehren, so-

wie zum Teil enormen Wohlstand. Das zeigte

sich erst kürzlich, als der sogenannte “Todes-

richter” Hussein-Ali Najeri verschiedenen Be-

richten zufolge in der Privatklinik INI in Han-

nover behandelt wurde. Diese Mobilität und

Straffreiheit des iranischen Regimes muss der

Vergangenheit angehören!

• die Revolutionsgarde auf die EU-Terrorliste zu

setzen.

• das Ende der einseitigen Fokussierung auf die

Atom-Verhandlungen. Die notwendige Reak-

tivierung des Atomabkommens darf nicht auf

dem Rücken der feministisch-revolutionären

Zivilgesellschaft im Iran ausgetragen werden.

Iranische Oppositionelle fürchten nicht ohne

Grund, dass der EU, insbesondere Deutsch-

land, ein Erfolg in den Atom-Verhandlungen

wichtiger ist als ein entschlossenes Vorge-

hen gegen das iranische Regime. Für uns ist

klar: Mit einem Regime, das feministische

und demokratische Proteste gewaltsam nie-

derschlägt, kann kein verlässliches Abkom-

men geschlossen werden. Zwingende Voraus-

setzung für erneute Verhandlungen mit neu-

en Regierungen muss deshalb sein, dass ver-

bindliche Zusagen zum Ende der Gewalt ge-

genüber und die Anerkennung grundlegender

Freiheiten von FINTA erfolgen und dahinge-

hende Fortschritte zu beobachten sind. Der in-

ternationale Einsatz für FINTA ist im Rahmen

von feministischer Außenpolitik nicht verhan-

delbar.

• ein entschlossenes Vorgehen auch gegen die

konventionelle Aufrüstung im Iran, insbe-

sondere dasMittelstreckenraketenprogramm,

das bislang nicht im Atomabkommen enthal-

ten war und eine enorme Bedrohung für Isra-

el darstellt. Diese konventionelle Rüstung darf

nicht länger ausgeklammert werden.

• einen Stopp der Zusammenarbeit aller staat-

lichen Stellen mit Vereinen und Institutionen,

die dem iranischen Regime nahestehen. Das

betrifft unter anderem das Islamische Zen-

trum Hamburg.

• ein entschlossenes Vorgehen gegen Ableger
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des iranischen Regimes in Deutschland wie

die Organisator*innen der antisemitischen Al-

Quds-Märsche.

• dass das Angebot der Deutschen Welle auf

Farsi ausgebaut wird, um Iraner*innen den

Zugang zu politischen Informationen jenseits

der staatlichen Zensur zu erleichtern.

• die Demonstrant*innen beim Zugang zum In-

ternet zu unterstützen. Dabei reicht es nicht,

wenn Privatpersonen aus dem Ausland ver-

suchen zu helfen. Der Zugang zum Internet

ist ein zentraler Bestandteil der Proteste und

muss deshalb in Deutschland von staatlicher

Seite unterstütztwerden. EineMaßnahmeda-

für ist die Einrichtung eines staatlich finan-

zierten Fonds für digitale Freiheit, der dieWar-

tung,Weiterentwicklung undVerbreitung von

digitalen, quelloffenen Werkzeugen für ver-

schlüsselte Kommunikation und zur Umge-

hung von Zensur fördert.

• sichere Fluchtrouten sowie eine erleichterte

Einreise in die EU für Iraner*innen. Das betrifft

Asylverfahren ebenso wie die Vergabe von Vi-

sa. Die Zeiten, in denen vor allem junge Ira-

ner*innen kein deutsches Visum bekommen

haben, müssen endlich vorbei sein.

• erhöhte Schutzmaßnahmen für Exil-

Iraner*innen durch deutsche Sicherheits-

behörden, sowie die Einrichtung von Anlauf-

und Meldestellen für Betroffene.

• einendauerhaftenAbschiebestopp in den Iran

• dass sich die SPD den vielerorts stattfinden-

den Demonstrationen gegen das iranische Re-

gime anschließt.

• das Ende der Diskriminierung von FINTA, eth-

nischenMinderheiten, Angehörigen der LGBT-

QIA+ Community und anderer marginalisier-

ter Gruppen im Iran, die Freilassung aller poli-

tischen Gefangenen und wie von den Protes-

tierenden stets gefordert, die Durchführung

eines freienReferendumsüber die Zukunft des

Iran.

Begründung

Es herrscht Winter im Iran - seit 44 Jahren. 

Auch 1979 waren die Straßen im Iran voll mit De-

monstrant*innen. Damals richteten sich die Mas-

senproteste gegen den iranischen Schah, Moham-

mad Reza Pahlavi, der sich mit nationalistischer
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Symbolik zu legitimieren versuchte undmithilfe des

Geheimdienstes SAVAK als Despot herrschte. Offi-

ziell verfolgte der Schah das Ziel der Gleichberech-

tigung der Geschlechter. So erhielten FINTA 1962

das aktive und passive Wahlrecht, 1967 wurde die

Scheidung seitens der Frau erleichtert. Den privaten

Freiheiten zum Trotz, die es im Iran vor 1979 gab,

waren politische Partizipation und eine demokrati-

scheOpposition nichtmoglich. Gleichzeitig herrsch-

te eine enorme soziale Ungleichheit, wahrend die

Herrscherfamilie einen luxuriosen Lebensstil pfleg-

te. Die Proteste gegen den Schah umfassten da-

her unterschiedlichste Gruppen: religiose, liberal-

burgerliche ebenso wie linke bis kommunistische

Gruppen. Ruhollah Chomeini inszenierte sich be-

wusst als Integrationsfigur, betonte die Gleichbe-

rechtigung der Geschlechter und sprach sich fur de-

mokratische Freiheiten aus. Sein Ziel, einen Gottes-

staat zu errichten, verkundete er erst spater. Da-

bei profitierten Chomeini und seine Anhanger*in-

nen davon, dass die Geistlichkeit als einzige auch

in der Schah-Zeit uber eine gemeinsame Organi-

sation und uber die besten Informationsnetzwer-

ke verfugte. Von Gleichberechtigung und Demokra-

tie bliebnachder sogenannten “IslamischenRevolu-

tion” nichts ubrig: Eine Herrschaft der islamischen

Rechtsgelehrten wurde errichtet, de facto konser-

vativer bis fundamentalistischer alter Manner, an

deren Spitze ein religioser und zugleich politischer

Fuhrer steht. Seitdem ist das Strafrecht nach der

Scharia ausgerichtet, FINTAwerdengezwungen, das

Kopftuch zu tragen, Alkohol ist verboten. Ein zwolf-

kopfigerWachterrat entscheidet daruber, ob die Be-

schlusse des Parlaments zugelassen werden sowie

wer fur politische Amter wie das des Prasidenten

kandidieren darf. Die Moglichkeit der Wahl besteht

fur iranische Staatsburger*innen also nur innerhalb

eines engen Korridors, der dieser fundamentalisti-

schen Auslegung des Islam zu folgen hat. Wie eng

dieser Korridor ist, zeigt sich auch in der Bewer-

tung des ehemaligen Prasidenten Hassan Rohani:

Der wurde im Ausland schon deshalb als Reformer

begrußt, weil er sich fur Verhandlungen im Atom-

Streit einsetzte. Das Unterdruckungssystem der Is-

lamischen Republik stellte er nie prinzipiell in Frage.

Doch selbst dieser Spielraum wurde dem obersten

Fuhrer Chamenei offenbar zu viel: Lediglich sieben

Kandidaturen wurden fur die Prasidentschaftswahl

2021 zugelassen, diemeisten davon ultrakonservati-
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ve Hardliner. Mit Ebrahim Raissi gewann einer die-

ser Hardliner die Wahl. Damit ist ein Mann Prasi-

dent des Iran, der in den 1980er Jahren fur Massen-

hinrichtungen verantwortlich war und 2009 Men-

schen verfolgte, die auf Vergewaltigungen in irani-

schen Gefangnissen aufmerksam gemacht hatten. 

Die Repressionen des Regimes beziehen auch den

Zugang zum Internet mit ein, schließlich ist das In-

ternet die Hauptquelle fur Informationen jenseits

der staatlichen Zensur. Der “Hohe Rat fur den Cyber-

space” verfolgt das Ziel eines nationalen Internets,

basierend auf iranischen Servern, das der Kontrol-

le des Regimes unterliegt. Viele Internetdienste, wie

Facebook oder Youtube, waren deshalb schon vor

den aktuellen Protesten gesperrt. Nun fiel auch In-

stagram der Zensur zum Opfer, eine der letzten ver-

fugbaren Apps, die sich im Iran großer Beliebtheit

erfreut. Allerdings beteiligte sich derMeta-Konzern,

zu dem Instagram gehort, auch an der Zensur. Re-

gimekritische Posts wurden von Instagram nach-

weislich geloscht. Es steht der Verdacht im Raum,

das Instagram-Moderator*innen, die fur den Iran zu-

standig sind, bestochen wurden, um die Posts zu lo-

schen. Diese Vorwurfe mussen aufgeklart werden.

Ein Internetdienstleister wie Meta darf nicht zum

Werkzeug staatlicher Zensurwerden.Dochnichtnur

ausgewahlte Posts oder Dienste wurden gesperrt.

Das Regime schaltete das Internet zwischenzeitlich

komplett ab, in der Hoffnung, damit die Organisati-

on der Proteste zu beeintrachtigen. Trotz der staat-

lichen Zensur gibt es verschiedene Moglichkeiten,

anonyme Wege ins freie Internet zu schaffen, wie

z.B. uber die Browser-Erweiterung Snowflake und

Proxy-Server. Viele Privatpersonen außerhalb Irans

helfen bereits damit. Das darf jedoch keine priva-

te Verantwortung sein: Die Bundesregierung ist in

der Verantwortung, die Menschen im Iran beim Zu-

gang zum freien Internet zu unterstutzen. Außer-

dem mussen online mehr Informationen auf Farsi

angeboten werden, damit sich Iraner*innen unab-

hangig von der staatlichen Zensur informieren kon-

nen. Die Deutsche Welle sollte dahingehend aus-

gestattet werden, dass sie diese wichtige, emanzi-

patorische Aufgabe wahrnehmen kann. Die geplan-

ten Haushaltskurzungen, die genau diesen Politik-

bereichwie z.B. das deutsch-, englisch-undarabisch-

sprachige Internetportal Qantara treffen, mussen

abgewendet werden. Mit einer feministischen Au-

ßenpolitik sind diese Kurzungen nicht vereinbar. Ei-
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ne Recherche von Correctiv, nerzpolitik.org und der

taz zeigte kurzlich, dass das iranische Regime fur

die Einschrankung und Abschaltung des Internets

auch Strukturen im Ausland nutzt. Darunter Unter-

nehmen mit Tochterunternehmen oder Ablegern in

Europa. Unter ihnen auch in Deutschland ansassi-

ge Unternehmen, die mit dem Regime kooperieren.

Uber die FirmaSoftqloud inDeutschlandwurden fur

das iranische Unternehmen Arvancloud Datencen-

ter von amerikanischen und niederlandischen Netz-

betreibern genutzt. Softqloud betreibt, nach Ergeb-

nissen der Recherchen, zudem Webseiten, die ge-

zielt von einem moglichen Shutdown im Iran aus-

genommen werden konnen: Darunter unter ande-

rem Webseiten des iranischen Agrarministeriums

sowie diverser iranischer Botschaften. Eine Verbin-

dung zwischen diesemNetzwerk, den europaischen

Datencentern und dem iranischen Regime liegt na-

he. 

Wir fordern jede Zusammenarbeit mit dem irani-

schen Regime oder staatlichen Unternehmen mit

sofortiger Wirkung einzustellen. Fur europaische

Unternehmen, diemit demRegimedes Iransweiter-

hin kooperieren oder die mit der iranischen Dikta-

tur in Verbindung stehen, mussen umgehend Sank-

tionen verhangt undUnternehmenswerte eingefro-

ren werden. Es darf keine Moglichkeit fur das ira-

nische Regime bestehen, Sanktionen der EU uber

auslandische Firmen zu umgehen. Die aktuelle Lage

im Iran erfordert entschieden mehr Entschlossen-

heit seitens der Bundesregierung, sowie der Euro-

paischen Union. 

Die Freiheit ist weiblich. 

Der Mord an Jina (Mahsa) Amini zeigt einmal

mehr, welche Auswirkungen die streng patriar-

chalen Strukturen im Iran haben. Gewalt gegen

FINTA-Personen ist alsAusdruckdesMachtungleich-

gewichts zwischen den Geschlechtern das Ergeb-

nis von paternalistisch, mannlich dominierenden

Verhaltens- und Denkmustern. Wahrend der irani-

sche Unrechtsstaat versucht, sich aus der Verant-

wortung fur den Tod Aminis herauszureden wer-

den die Stimmen der Gegner*innen lauter: Der Tod

von Jina Mahsa Amini ist ein Femizid! FINTA ster-

ben, weil sie der Deutungshoheit der mannlichen

Dominanzherrschaft unterliegen. Es liegt im Ermes-

sen der sogenannten Sittenpolizei, ob sich eine

FINTA-Persongemaßder Scharia korrekt verhalt. Da-

bei geht es dem theokratischen Herrschaftssystem

6



I/2023 Ordentlicher Bezirksparteitag 2023 Antrag I-06

290
291
292
293
294
295
296
297
298
299
300
301
302
303
304
305
306
307
308
309
310
311
312
313
314
315
316
317
318
319
320
321
322
323
324
325
326
327
328
329
330
331
332
333
334
335
336
337
338

nicht um die Religionsausubung der Zivilbevolke-

rung, vielmehr wird der Islam als Grundlage fur die-

ses System missbraucht, um die massive Ungleich-

behandlung von FINTA zu legitimieren. 

Der Protest gegen die gewaltsame Durchsetzung

des Verhullungszwangs durch die Sittenpolizei hat

nicht nur der Protest von FINTA angefacht: Inzwi-

schen solidarisieren sich Bruder, Vater und Sohne

mit den Emanzipationen der FINTA im Iran. Es geht

umGrundrechte, die vomMullah-Regimemit Fußen

getreten werden. 

FINTA im Iran werden sowohl im offentlichen als

auch im privaten Raum stark diskriminiert. Nach

der Islamischen Revolution von 1979 konnte die von

der Regierung geforderte Zwangsverschleierung zu-

nachst nicht durchgesetzt werden: Am feministi-

schem Kampftag versammelten sich spontan zehn-

tausende FINTA in Teheran zu einer dreiTage andau-

ernden feministischen Demonstrationen gegen die

Verschleierungspflicht. Doch bereits zwei Jahre da-

nachwurdendie FINTA-Rechte sukzessive vomStaat

wieder eingeschrankt, indem Trennungen nach Ge-

schlechtern an offentlichen Orten vorgenommen

und die Kleiderordnung zur Bedeckung des Haares

und das Tragen von weit sitzender Kleidung vorge-

schrieben wurden. Make-up oder Nagellack waren

verboten und die Farben sollten gedeckt sein, bes-

tenfalls schwarz. Nach Repressionen in den Neun-

zigerjahren unter den Klerikern Ali Akbar Rafsand-

schani (1989-1997) und vor allem Mohammad Cha-

tami (1997-2005) lockerten sich die Kleiderordnun-

gen und damit das Erscheinungsbild der FINTA. Das

Ablegen des Hijabs in der Offentlichkeit gilt nach

wie vor als Protestaktion gegen das unterdrucken-

de Regime. Bei Protestaktionen, wie „My Stealthy

Freedom“ 2014 und der „White Wednesday“ 2017

riefen Iranerinnen dazu auf, fur die Gleichbehand-

lung einzustehen und die Verschleierung als Symbol

fur die Selbstbestimmung abzulegen. Welche Ge-

fahren diese friedlichen Proteste bergen, zeigt bei-

spielhaft die Festnahme vondrei FINTA,welche 2019

unverschleiert Blumen an Passagier*innen einer U-

Bahn verteilten und zu langen Haftstrafen verur-

teilt wurden. Die Proteste der vergangenenWochen

beziehen sich auf das aggressive Vorgehen der Sit-

tenpolizei gegenuber FINTA, das sich in den letz-

ten Wochen verstarkt hat. Der Kampf der FINTA im

Iran ist ein feministischer Kampf, denn es geht nicht

um das Tragen eines Kopftuchs, es geht um das
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Durchgreifen des Staates in die Selbstbestimmung

der FINTA. Außerdem stehen queere Menschen im

Zentrum der staatlichen Diskriminierung. Homo-

sexuelle Handlungen werden mit der Todesstra-

fe bestraft. Seit 1979 sind schon mehrere tausend

Menschen aufgrund ihrer Sexualitat hingerichtet

worden. Transidentitat steht hingegen nicht unter

Strafe,wenn sichTrans-Personengeschlechtsanglei-

chenden Maßnahmen unterziehen. Das fuhrt dazu,

dass viele Homosexuelle zu Geschlechtsumwand-

lungen gedrangt werden, weil ihre Sexualitat dann

offiziell nicht mehr als gleichgeschlechtlich gewer-

tet wird und sie somit der Todesstrafe entkommen.

So fuhrt selbst die Nicht-Strafbarkeit von Transiden-

titat im queerfeindlichen, iranischen Strafrecht zu

enormem Leid. Diese misogyne und queerfeindli-

che Politikwird durch die Unterdruckung ethnischer

Minderheiten noch verscharft. Kurdische FINTA bei-

spielsweise, wie Jina (Mahsa) Amini, sind im Iran

einer doppelten Diskriminierung ausgesetzt, da sie

nicht nur als FINTA sondern auch als Kurd*innen ge-

waltsam unterdruckt und getotet werden. Der fe-

ministische Kampf muss daher intersektional sein,

um Mehrfachdiskriminierungen erkennen und be-

nennen zu konnen. Erst wenn kurdische FINTA im

Iran frei sind, konnen alle FINTA frei sein. 

Im aktuellen Kampf fur Selbstbestimmung zeigen

sich ein unglaublicher Mut und Zusammenhalt.

Deshalb ist das, was wir jetzt sehen, ein feministi-

scher Protest. Und feministische Außenpolitik wur-

de bedeuten, die Iraner*innen in diesem feministi-

schenAnliegen, demWunsch, selbstbestimmt zu le-

ben, zu unterstutzen. 

Dabei ist wichtig zu betonen, dass die politische

Auslegung des schiitischen Islam, auf die sich die

islamische Republik grundet, weder eine “Ruckkehr

zum Mittelalter” noch Ausdruck einer traditionel-

len Religiositat ist. Die Theorien, auf die Ajatollah

Chomeini zuruckgegriffen hat, sind Produkte des 20.

Jahrhunderts, und stark gepragt vom Kampf gegen

das Schah-Regimeaufder einen, gegenvermeintlich

westliche Einflusse auf der anderen Seite. Wir dur-

fen jedoch nicht den Fehler begehen, der Regime-

Propaganda zu glauben, die behauptet, liberale De-

mokratie, Rechtsstaat und Gleichberechtigung sei-

en lediglich Versuche der “westlichen“ Einflussnah-

meund richteten sichgegendie iranischeKulturund

Religion. Der Iran blickt auf eine lange Geschichte

im Kampf um die Demokratie zuruck. Schon 1906,

8
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in der Konstitutionellen Revolution, kampften Ira-

ner*innen gegen die absolute Monarchie, fur ein

Parlament und einemoderne Verfassung. Schon da-

mals gab es große Konflikte zwischen sakularen Be-

strebungen und den Zielen des Klerus, der nicht

bereit war, seine Machtstellung aufzugeben. Auch

heute kampfen zahlreiche Menschen im Iran fur ei-

nen Staat, in dem sie frei und selbstbestimmt leben

konnen und die Machthaber*innen halten an der

Islamischen Republik fest, obwohl sich nur knapp

40 Prozent der Iraner*innen als muslimisch verste-

hen und in der Bevolkerung ein allgemeiner Trend

zur Sakularisierung herrscht. Umso wichtiger ist es,

dasswir unsmit den demokratischen Bestrebungen

im Iran solidarisieren und den Versuch des Regimes,

Demokratie als etwas “Fremdes” abzustempeln, zu-

ruckweisen. 

Jina oderMahsa? Die Unterdruckung der Kurd*innen 

Nirgendwo im Iran sind die Proteste so heftig und

anhaltend wie in den kurdischen Gebieten imWes-

ten des Landes. Kurd*innen leisten bereits langeWi-

derstand gegen das harte Vorgehen der regimetreu-

enSicherheitskrafte. Jina (Mahsa)Amini steht damit

nicht nur fur dieWut der FINTAundder jungenMen-

schen im Iran, sondern auch fur die Wut der ethni-

schen Minderheiten, insbesondere der Kurd*innen,

die sich als “großtes Volk ohne Land” bezeichnen. Im

Iran sind gut zehn Prozent der Bevolkerung kurdi-

scher Abstammung, so auch Jina (Mahsa) Amini. Die

Teheraner “Sittenpolizei” behauptet derweil, dass

es keine Rolle gespielt habe, dass die junge Frau Kur-

din war. Kurd*innen leiden nicht erst seit der Aus-

rufung der islamischen Republik unter Diskriminie-

rung und Unterdruckung. Immer wieder stehen sie

im Konflikt mit der iranischen Fuhrung. Als Folge

sind sie bereits gut organisiert, was bei der schnel-

len Ausbreitung der Proteste nach Aminis Tod zum

Tragen kam. Die kurdische Solidaritat wird daher als

die treibendeKraft der aktuellen Proteste im Irange-

sehen. 

Die grundsatzliche Ausubung der kurdischen Identi-

tat ist im Iran nicht verboten und dennoch kommt

es schnell zur blutigen Unterdruckung, sobald sich

Kurd*innen als Volk definieren. Man darf kurdisch

sprechenundkurdischeKleidung tragen, es gibt teil-

weise kurdische Medien, die jedoch von der islami-

schen Regierung kontrolliert und zensiert werden.

Die kurdische Frage im Iran lasst sich viel starker als

eine Klassenfrage definieren. In kurdischen Gebie-
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ten fehlt es an einfachster Infrastruktur, wahrend

sich Teheran mittlerweile hochmodern entwickelt

hat. Das repressive iranische Regime handelt im Sin-

ne einer “Hungerherrschaft” und durch eine zuneh-

mende Privatisierung von zum Beispiel Schulen, das

Abschaffen der Arbeiter*innenversicherung und ei-

ne zunehmende Inflation wird absichtlich dafur ge-

sorgt, dass die kurdische Ethnie okonomisch un-

terentwickelt bleibt. Die humanitare Lage hat sich

in kurdischen Gebieten aufgrund der Coronakrise

nochmal massiv verscharft. 

In den kurdischen Gebieten im Iran sind verschiede-

ne politische Parteien aktiv. Gleichzeitig bringt die

Organisation in Parteien eine neue Form der Unter-

druckung durch das iranische Regime mit sich. In

den organisierten kurdischen Gebieten geht das Re-

gime gewaltvoll gegen jegliche Proteste oder Streiks

vor. Der bewaffnete Kampf ist hier im Vergleich zu

anderen Teilen im Iran schon lange kein Tabu mehr.

Fur die kurdische Bevolkerung ist es eine trauri-

ge Normalitat, in einem Gebiet der Kriegsoperatio-

nen zu leben. Sie spuren die Unterdruckung durch

den repressiven autoritaren Staat in ausgeweiteter

Form. 

Im Jahre 2018 kam es bereits zu einer ersten Wel-

le an Protesten, die hauptsachlich durch kurdische

Arbeiter*innen getragenwurden. Zehn Tage lang im

Januar protestierten Menschen in kleineren Stad-

ten des Irans, also in okonomisch abgehangten Re-

gionen, in denen vor allem ethnische Minderheiten

leben, gegen das Regime. Ausloser war das fehlge-

schlagene Atomabkommen, nachdem US-Prasident

Trump ausgestiegen war. Die Antwort der islami-

schen Regierung war sehr brutal, es gab viele Geto-

tete. Es folgten im selben Jahr Hinrichtungen kur-

discher Aktivist*innen durch das iranische Regime.

Im Jahre 2019wurde eine vor allem kurdische Arbei-

ter*innenbewegung nach Protesten gegen die Ben-

zinpreiserhohung brutal niedergeschlagen. 

Die kurdischen Arbeiter*innenbewegungen sind als

ein zentraler Bestandteil des Widerstandes der Be-

volkerung gegen das islamische Regime zu verste-

hen, wie sich in der aktuellen Situation nach der To-

tung Aminis verstarkt zeigt. Eine Hochburg der ak-

tuellen Aufbegehren gegen den Islamischen Staat

ist Saqez, der Heimatort von Amini. Beobachter*in-

nen beschreiben daruber hinaus Proteste vom au-

ßersten Norden der kurdischen Regionen bis in den

außersten Suden. Kleinstadte sind dabei genauso
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vonUnruhen erfasstwie großere Stadte.Menschen-

rechtsorganisationen beschreiben, dass nirgendwo

die Rebellion gegen das islamische Regime im Iran

jetzt so groß ist, wie in den kurdischen Regionen.

Hier kommt es seit Wochen zu schweren Zusam-

menstoßen zwischen Kurd*innen und regimetreu-

en Sicherheitskraften. In kurdischen Gebieten wur-

de die Zahl der Sicherheitskrafte zuletzt deutlich

erhoht, das Internet wurde teilweise abgeschaltet

oder die Verbindungen gedrosselt. 

Der Tod der jungen Kurdin, die ihren kurdischen

Namen Jina offiziell gegen den persischen Namen

Mahsa eintauschen musste, hat Angehorige aller

ethnischen Gruppen, FINTA und Manner gegen die

iranischenMachthabergeeint. VonNordbis Sudund

West bis Ost wird mittlerweile unter dem kurdi-

schen Slogan “Frau, Leben, Freiheit” protestiert. Das

Ende der Unterdruckung und Bevormundung durch

das theokratische Regime wird nun nicht mehr nur

durch die Kurd*innen, sondern von vielen Iraner*in-

nen gefordert. Auch in unserer Betrachtung der ira-

nischen Gesellschaft muss die ethnische, sprachli-

che und kulturelle Vielfalt endlich mehr Platz ein-

nehmen. 

Student*innen fordern die Staatsmacht heraus 

Neben Arbeiter*innenbewegungen und FINTA-

Bewegungen spielen auch studentische Bewegun-

gen eine zentrale Rolle in den aktuellen Protest-

bewegungen. An den Universitaten gibt es bereits

seit 2017/18 wieder Student*innenrate mit linker

Ausrichtung, nachdem 2009 alle Studierendenver-

bindungen durch das Regime geschlossen wurden.

Traditionell spielen Student*innen eine zentrale

Rolle bei Protestbewegungen im Iran: Wahrend der

Revolution von 1979, aber auch noch danach bei

weiteren Protestbewegungen 1998und 2009haben

Student*innen von ihrem Potential, verschiedene

Teile der Gesellschaft zu mobilisieren, Gebrauch

machen konnen. Studierende stammen aus allen

Schichten der Gesellschaft Ethnien ubergreifend

und bringen eine gewisse intellektuelle Unter-

stutzung in Protestbewegungen mit. Das Regime

scheint sich dem großen Potenzial von Student*in-

nenprotesten bewusst zu sein und geht vehement

gegen das Entstehen von organisierten Protesten

vor. Im Dezember 2018 organisierten Studierende

an der Uni Teheran eine Solidarisierungsdemo

mit FINTA und gegen den Zwangshijab und mit

Mitarbeiter*innen in Zuckerrohr- und Stahlfabriken.
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2019 organisierten Studierende eine Demons-

tration unter der Parole “von Teheran nach Chile

uber den Irak kampfen wir zusammen gegen den

Neoliberalismus” und kritisierten hiermit offen die

deutlich neoliberal ausgerichtete und okonomisch

unterdruckende Politik des islamischen Regimes.

Kurdische Studierendenverbindungen sind daruber

hinaus relevant, da kurdische Student*innen einen

Großteil ihres Studiums in anderen Stadten außer-

halb der kurdischen Gebiete verbringen; bei ihnen

liegt somit eine andere Verbundenheit mit den

verschiedenen Menschen in Iran vor. 

Im Rahmen der aktuellen Protestwelle im Iran spie-

len Student*innen wieder eine besondere Rolle. An

der Sharif Universitat in Teheran hatte es auf dem

Campus am 02. Oktober 2022 eine friedliche Kund-

gebunggegeben, bei dermehrere Studentinnen ver-

haftet wurden. Der Campus wurde von Polizisten

und Milizen umstellt, die Studentinnen eingekes-

selt und teilweisemit Schrotflinten beschossen. Der

brutale Einsatz von Schusswaffen an dieser Elite-

universitat in Teheran sorgt fur starke Emporung.

Daraufhin forderten im Rahmen eines Protestes an

der Firdausi-Universitat inMashhad, der zweitgroß-

ten Stadt des Landes, Student*innen die Freilassung

ihrer inhaftierten Kommiliton*innen. Immer wieder

gelangen Fotos und Videos dieser mutigen Protest-

aktionen ins Netz, trotz des erschwerten Zugangs

zum Internet. Die Solidaritat der Studierenden mit

den Demonstrant*innen besitzt das Potenzial zu ei-

ner Herausforderung fur die Staatsmacht zu wer-

den undmuss daher unterstutztwerden. Studieren-

de sind gerade jetzt Bestandteil wichtiger Protest-

bewegungen im Iran, auch wenn ihre Proteste hau-

fig isoliert voneinander stattfinden und nicht lange

andauern. Immer haufiger jedoch schließen sie sich

Demonstrant*innen auf der Straße an, ubernehmen

so immer haufiger eine fuhrende Rolle im Wider-

stand gegen das islamische Regime. Die Studieren-

den sind dabei mit der Hoffnung getrieben, großere

Veranderungen durch ihre Protestbewegungen er-

reichen zu konnen. Nehmen wir ihnen nicht die-

se Hoffnung, sondern unterstutzen wir sie in ihrem

Protest. Umso wichtiger ist der wissenschaftliche

und studentische Austausch, wozu auch die Bereit-

stellung von Stipendien fur iranische Student*innen

gehort. Die geplanten Kurzungen beim Deutschen

Akademischen Austauschdienst (DAAD) laufen da-

mit genau in die falsche Richtung. Jungen Wissen-

12
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schaftler*innenundStudent*innen, vor allem jenen,

die unter politischer Verfolgung leiden, muss der

Weg an deutsche Universitaten offenstehen.  

Unterdruckung und Bereicherung: Die Rolle der Revo-

lutionsgarde 

Die große Mehrheit der Iraner*innen leidet unter

Armut und Perspektivlosigkeit. Viele Angehorige

der Mittelschicht haben in den letzten Jahren er-

heblicheWohlstandseinbußenerlitten, nicht zuletzt

durch die enorme Inflation bei gleichzeitiger Knapp-

heit zahlreicher Guter. Viele Menschen im Iran hal-

ten sich und ihre Familienmitmehreren Jobs neben-

einander uber Wasser. Auf Teherans Straßen sieht

man Kinder mit Bauchladen herumlaufen, die aus

Not versuchen, etwas Geld fur ihre Familien dazu

zu verdienen. Besonders prekar ist die Lage fur Ge-

fluchtete, vor allem aus Afghanistan, die ohne Pa-

piere im Land leben und von zahlreichen Diskrimi-

nierungen betroffen sind. Junge Akademiker*innen

leiden trotz hervorragender Qualifikationen unter

Arbeitslosigkeit und Perspektivlosigkeit. Wer kann,

wandert aus, aber auch das setzt in der Regel erheb-

liche finanzielle Mittel voraus. Diese jungen Men-

schen haben eher Reform-orientierte Regierungen

ebenso wie Hardliner-Regierungen erlebt und fest-

stellen mussen, dass sich an ihrer Lage im Wesent-

lichen nichts andert. Dass die Islamische Republik

nicht reformierbar ist. Doch selbst in dieser preka-

ren wirtschaftlichen Lage gibt es Gruppen, die pro-

fitieren und zum Teil enorme Vermogen anhaufen

konnen. Die Angehorigen der Basidsch-Milizen, die

aktuell zur Niederschlagung der Proteste eingesetzt

werden, genießen als Teil des Repressionsapparats

eine vergleichbar stabile finanzielle Lage. Insbeson-

dere aber die Sepah, die Iranische Revolutionsgar-

de, stellt die Brucke zwischen Gewaltherrschaft und

wirtschaftlicher Bereicherung dar. Ihre Kernaufgabe

ist es, gegen jede politische Opposition vorzugehen.

Ehemalige Kommandeure der Revolutionsgarde be-

setzen zahlreiche Schlusselpositionen in der irani-

schen Politik und Wirtschaft, organisieren zudem

die illegalen Außenhandelsbeziehungen, um die in-

ternationalen Sanktionen zu umgehen und werden

immer wieder mit Korruption im großen Stil in Ver-

bindung gebracht. Zugleich ist die Sepah der groß-

te Unternehmer des Landes, hat von Privatisierun-

gen ehemaliger Staatskonzerne profitiert und ge-

nießt Steuer- und Zollfreiheit. Zu den Wirtschafts-

bereichen, in denen die Revolutionsgarde aktiv ist,

13
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zahlen auch das Olgeschaft sowie Hafen und Flug-

hafen. Auch auf die Medien nimmt die Revolutions-

garde Einfluss. Die Mitglieder der Revolutionsgarde

sind mit der Islamischen Republik vermogend und

einflussreich geworden, sie sind die zentrale Stutze

des Regimes. Auchwenn die am 17.10.2022 beschlos-

senen EU-Sanktionen eine Untergruppe der Revo-

lutionsgarde, die Basidsch-Milizen, sowie die soge-

nannte Sittenpolizei in den Blick nehmen, sparen sie

doch die wirklich machtige Organisation hinter der

Diktatur aus. Die internationalen Sanktionen mus-

sen endlich gegen die politische und wirtschaftli-

che Elite des Landes ausgerichtet werden und da-

zu zahlt zweifellos die Revolutionsgarde. Gleichzei-

tig ist die Revolutionsgarde, vor allem die Al-Quds-

Brigaden, der wichtigste Akteur in der aggressiven,

destabilisierenden Außenpolitik Irans. Die USA stu-

fen die Revolutionsgarde bereits als Terrororganisa-

tion ein. Die EU muss dieser Einschatzung endlich

folgen. Solange die Angehorigen dieser Organisati-

on von der Diktatur profitieren, werden sie die Dik-

tatur stutzen. 

Die Architekten des Terrors 

Am 3. Januar 2020 wurde Qasem Soleimani durch

das US-Militar in Bagdad getotet. Der Iran antwor-

tetemitmartialischenDrohungen undAttacken auf

US-amerikanische Militarbasen und mit dem un-

beabsichtigten Abschuss eines Passagierflugzeugs.

Das irakische Parlament forderte den Abzug der

amerikanischen Truppen aus dem Irak, was den ira-

nischen Einfluss weiter starken wurde. Und auch in

Deutschland herrschte vielerorts die Deutung vor,

die USA seien fur die neuerliche Eskalation im Kon-

fliktmit dem Iranverantwortlich.Dabei kamenKrieg

und Eskalation in der Region nicht erst mit dem

Tod Soleimanis. Im Gegenteil: Soleimani war einer

der Hauptverantwortlichen fur das Sterben im Na-

hen Osten und an seiner Person lasst sich beispiel-

haft beschreiben, wie der Iran den Krieg in seinen

Nachbarlandern nicht nur vorangetrieben, sondern

auch immer weiter entgrenzt hat. Qasem Soleima-

ni war bis zu seinemTod Kommandeur der Al-Quds-

Brigaden und damit direkt dem iranischen Revolu-

tionsfuhrer und Staatsoberhaupt Ali Chamenei un-

terstellt. Er wurde als zweitmachtigster Mann des

Irans gehandelt. Seine Brigaden, ein Teil der Irani-

schen Revolutionsgarde, dienen offiziell dem Export

der Iranischen Revolution in der Region und bilden

eine Spezialeinheit fur extraterritoriale Aktionen.
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Ganz konkret heißt das, dass die Quds-Einheiten

pro-iranische Milizen unter anderem in Syrien, im

Irak, im Libanon, im Gazastreifen (Teile der Hamas

und IslamischerDschihad) und im JemenmitAusbil-

dung, Waffen und Finanzierung unterstutzen. Fak-

tisch war Qasem Soleimani der Kommandeur eines

ganzen Netzwerks aus iranischen Terroragenten im

Ausland. Diese Starkung und Steuerung vonMilizen

tragt zurDestabilisierungder Regionbei und verhin-

dert beispielsweise im Irak dieWiedererrichtung ei-

nes staatlichen Gewaltmonopols. Qasem Soleimani

als Architekten des Terrors zu bezeichnen, ist keine

propagandistische Deutung: Angriffe auf amerika-

nische Militarbasen, auf die US- Botschaft in Bag-

dad und auf Israel legen Zeugnis vom Terror ab, den

das iranischen Expansionsstreben erzeugt. Der Iran

will durch nicht-staatliche Milizen seine Nachbar-

lander unterwandern und eine Vormachtstellung in

der Region erringen. Soleimani war der Kopf hinter

dieser Strategie. Dabei werden die klassischen Re-

geln der Kriegsfuhrung vom Iran ausgehebelt, der

uber nicht-staatliche Milizen nicht- staatliche Krie-

ge fuhrt. Von einem Iran, der seine Milizen zum

Sturm auf die US- Botschaft aufhetzt und der un-

ter dem fadenscheinigen Deckmantel verbundeter

Terrororganisationen Israel beschießt. Von einem

Iran, der als bewusste Strategie die Grenze zwischen

Krieg und Frieden verwischt. Diese Strategie wur-

de von Qasem Soleimani perfektioniert. Eine Glaub-

wurdigkeit des Volkerrechts im Nahen Osten kann

nur erreicht werden, wenn die verdeckte Kriegsfuh-

rung des Irans und weiterer Staaten endet. 

Statt jedoch das vom iranischen Hegemoniestreben

verursachte Leid in den Fokus zu rucken, bedienten

sich viele Medien in Deutschland eines etablierten

Orientalismus: Die sogenannte „schiitische Welt“

trauerte um Soleimani. Es wurden Aufnahmen von

Menschenmengen im Iran und Irak gezeigt, die „Tod

Amerika“ und „Tod Israel“ forderten. Vergessenwur-

den die vielen tausendMenschen, die im Irak gegen

den Einfluss des Iran und fur die Souveranitat ihres

Staates demonstriert hatten (unabhangig von ihrer

Konfession). Vergessen wurden auch die Demons-

trant*innen im Iran, die damals (2019/20) ebenfalls

gegen ein korruptes, islamistisches Regime und ka-

tastrophale Lebensbedingungen demonstriert hat-

ten. Vor allem wurde vergessen, dass diese vielen

Menschen unter Gefahrdung ihres Lebens demons-

triert hatten: Iranische Sicherheitskrafte und vom
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Iran gesteuerte Milizen im Irak toteten hunderte

Demonstrant*innen, tausende wurden verletzt und

verhaftet. Das iranische Regime totet nicht nur in-

nerhalb der eigenen Landesgrenzen. Die aggressive

Außenpolitik des Iran muss als solche benannt und

vor allem die darunter leidenden Zivilist*innen in

den Fokus geruckt werden. 

Die gewalttatige Politik des iranischen Regimes

macht sich nicht ausschließlich in unmittelbaren

Nachbarlandern des Iran bemerkbar. Der russische

Prasident Putin, ein Verbundeter des iranischen Re-

gimes, wird in seinem volkerrechtswidrigen An-

griffskrieg gegen die Ukraine vom Iran unterstutzt.

Das russische Militar setzte bei den Angriffen auf

die Zivilbevolkerung in Kyiv im Oktober 2022 irani-

sche Kamikaze-Drohnen ein. Zudem bezieht Russ-

landKurzstreckenraketenvom Iran,mit denenukrai-

nische Stadte beschossen werden konnen und fullt

damit sein Raketenarsenal wieder auf. Hier steht ei-

ne Diktatur der anderen bei. Fest etabliert im Ka-

non der iranischen Propaganda ist außerdem der

Al-Quds-Tag, der erstmals vom Revolutionsfuhrer

Chomeini ausgerufenwurde und seitdem in zahlrei-

chen Landern als Buhne fur Hass gegen Israel und

die USA dient. Das iranische Regime ist ein weltwei-

ter Forderer fur Antisemitismus - auch in Deutsch-

land. Nicht ohne Grund schließen sich auch immer

wiederNeonazis denAl-Quds-Marschen inDeutsch-

land an. Der Iran verfolgt nach wie vor das Ziel, Is-

rael auszuloschen und bettet diesen Antizionismus

seit 1979 in eine Rhetorik des vermeintlich antiimpe-

rialistischenBefreiungskampfes ein. Israel ist fur das

iranischeRegimenichtsweiteres als einBesatzungs-

regime und Vorposten des verhasstenWestens, ins-

besondere der USA. Es uberrascht nicht, dass Mah-

mud Ahmadineschad als iranischer Staatsprasident

die Shoah leugnete. Seit der sogenannten Islami-

schen Revolution 1979weigert sich das Regime, Isra-

el anzuerkennen und steht damit Frieden und Stabi-

litat im Nahen Osten entgegen. 

Die Aufgabe der Bundesrepublik: Schutz vor dem ira-

nischen Regime fur Exil- Iraner*innen. 

Der Alltag in der Islamischen Republik Iran ist ge-

pragt durch Regeln, Verbote und Uberwachung –

sowie Repression und Verfolgung bei Missachtung.

Aufgrund der anhaltenden brutalen Gewalt und der

desastrosen Menschenrechtslage im Iran sind Ab-

schiebungen dorthin nicht tragbar. Wir begrußen

die Initiative der Bundesinnenministerin, Abschie-
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bungen in den Iran bis auf weiteres auszusetzen als

ersten richtigen Schritt, fordern daruber hinaus aber

einen dauerhaften Abschiebestopp in den Iran. 

Doch alleine Abschiebungen zu stoppen reicht nicht

aus. Wir fordern sichere Fluchtrouten und verein-

fachte Einreisebestimmungen fur iranische Staats-

burger*innen sowie einen vereinfachten Zugang zu

Aufenthaltstiteln fur Regime-Kritiker*innen. Gerade

im Hinblick auf geschlechtsspezifische Gewalt und

Verfolgung im Iran darfweder die Bundesregierung,

noch die EU wegsehen – die Bundesrepublik, sowie

die Mitgliedstaaten des Europarates sind durch die

Istanbul Konvention zum Handeln verpflichtet. Die

Bundesrepublik muss zum sicheren Hafen fur Men-

schen werden, die vor dem theokratischen Regime

fliehen oder sich fur Demokratie und Menschen-

rechte im Iran einsetzen. 

Anhanger*innendes iranischenRegimesundder ira-

nische Auslandsgeheimdienst gefahrden auch hier

die Sicherheit von Exil-Iraner*innen, insbesonde-

re wenn sie sich mit den Protesten solidarisie-

ren und diese von hier aus unterstutzen. Auch sie

benotigen besonderen Schutz, denn es ist nicht

hinnehmbar, dass die Rede- und Meinungsfrei-

heit sowie die Unversehrtheit von Leib und Le-

ben von Exil-Iraner*innen durch das iranische Re-

gime auf deutschem Staatsgebiet gefahrdet wird.

Es brauchtdringenderhohte Schutzmaßnahmen fur

Exil-Iraner*innen durch deutsche Sicherheitsbehor-

den, sowie die Einrichtung von Anlauf- und Melde-

stellen fur Betroffene. 

Um nachhaltig und solidarisch politisch zu handeln

fordern wir, die iranische Zivilgesellschaft und Exil-

Iraner*innen umfassend in die Prozesse rund um

den politischen Umgang mit dem Iran miteinzube-

ziehen. Insbesondere die Perspektive von FINTA, LG-

BTIQ+, sowieMinderheiten ethnisch-religoserGrup-

pen muss direkt in die Prozesse mit einfließen, um

Maßnahmen ergreifen zu konnen, die tatsachlich

zielfuhrend sind. 

Internationale Konsequenzen einfordern und ziehen 

Die Proteste im Iran, angefuhrt von mutigen FIN-

TA, zeigen uns deutlich, wie dringend der Bedarf

nach feministischer Außenpolitik ist. Die Bundes-

regierung hat sich dieser Politik in ihrem Koaliti-

onsvertrag verpflichtet, daher fordern wir eine Ab-

kehr vom Fokus auf kurzfristige, kapitalistische In-

teressen bei der Iran-Politik und stattdessen einen

Fokus auf FINTA- und Menschenrechte. Dazu ge-
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hort auch, dass die Bundesrepublik die Dokumen-

tation der FINTA- undMenschenrechtsverletzungen

durch UN- Organisationen und weitere unabhan-

gige internationale Menschenrechtsorganisationen

mit Nachdruck fordert und sich an deren Umset-

zung beteiligt, um eine spatere juristische Verur-

teilung sowie die luckenlose Aufklarung der Men-

schenrechtsverletzungen moglich zu machen. 

In Anbetracht der Lage im Iran halten wir die ak-

tuelle Kommunikation sowohl der Bundesrepublik

als auch der EU fur zu leise. Befurchtungen, dass

diese Zuruckhaltung u.a. mit dem zurzeit auf Eis

gelegtenAtomabkommenzusammenhangenkonn-

te, sind nicht bestatigt. Jedoch signalisierte ins-

besondere die EU seit 2018, in Folge der einseiti-

gen US-amerikanischen Aufkundigung des Abkom-

mens durch Donald Trump und den verbundenen

US-Sanktionen gegen den Iran, immer wieder gro-

ßes Interesse daran, das Abkommen zu reaktivie-

ren. Immer mit dem Ziel verbunden, den Iran vom

Bau einer Atombombe abzuhalten. Wir als SPD ste-

hen fur eine Welt ohne Atomwaffen ein. Daher tei-

len auch wir die Auffassung, dass das iranische Re-

gime niemals uber Atombomben verfugen darf. Die

aktuelle Unterstutzung des russischen Angriffskrie-

ges auf die Ukraine durch iranische Kampfdrohnen,

um kritische Infrastruktur und zivile Ziele zu atta-

ckieren, zeigt deutlich, dass das iranische Regime

auch außerhalb der eigenen Staatsgrenzen nicht

vor menschenverachtender und volkerrechtswidri-

ger Gewalt zuruckschreckt. Die notwendige Reakti-

vierung des Atomabkommens darf nicht auf dem

Rucken der feministisch-revolutionaren Zivilgesell-

schaft im Iran ausgetragen werden. Vielmehr muss

dasZiel verfolgtwerden, diese Protestbewegungda-

bei zu unterstutzen, nach dem Fall der Theokratie

zukunftig mit neuen iranischen Staatsvertreter*in-

nen ein nachhaltiges Atomabkommen zu schlie-

ßen. 

”Fur die Sehnsucht nach einem normalen Leben, fur

Tanzen auf den Straßen, fur Kussen ohne Angst” 

Das sind Zeilen aus einem Song, der zur inoffiziel-

len Hymne der Protestbewegung im Iran geworden

ist. Der Urheber des Liedes, Scherwin Hadschipur,

wurde daraufhin vom Geheimdienst verhaftet und

zu einer Distanzierung von seinem Lied gezwungen.

Nichtsdestoweniger vermittelt der Text das Lebens-

gefuhl vor allem junger Menschen im Iran, die von

Freund*innen, Familie oder aus den Medien durch-
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aus wissen, dass ein Leben in Freiheit moglich ist.

Die nicht langer bereit sind, sich diese Freiheit von

einem korrupten, gewalttatigen und patriarchalen

System nehmen zu lassen. Um diesen Kampf zu ge-

winnen, brauchen sie mehr als nur unsere symbo-

lische Solidaritat. Von der Bundesregierung erwar-

ten wir, dass sie ihren Ankundigungen der feminis-

tischen Außenpolitik jetzt Taten folgen lasst! 
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